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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV versammelt mehr als 62.000 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie Anwaltsnotarinnen und Anwaltsnotare, 

die in 252 lokalen Anwaltvereinen im In- und Ausland organisiert sind. Er vertritt die 

Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler 

Ebene. 

 

Kurzzusammenfassung 

 

Der DAV äußert sich hier zu den Fragen des BMJV die Durchführung von 

Videoverhandlungen betreffend. Dort, wo nach praktischen Erfahrungen gefragt wird, 

beruhen die Aussagen teilweise auf den Erfahrungen der Mitglieder im Ausschuss 

Zivilverfahrensrecht, teilweise aber auch auf den Berichten, die dem DAV aus seinen 

Anwaltvereinen und den dortigen Mitgliedern zugetragen worden sind. Eine 

Gesamterhebung hat nicht stattgefunden. Ein Sonderverfahrensrecht für die Pandemie 

lehnt der DAV ab; er spricht sich für grundsätzliche strukturelle und rechtliche 

Änderungen aus. 

 

Teil I: Praktische Erfahrungen beim Einsatz von Videotechnik in 

mündlichen Verhandlungen 

 

1.  In welchem Umfang haben Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte 

(schätzungsweise) an der Durchführung von Videoverhandlungen 

teilgenommen?  

 

a. Ist eine anteilige Ermittlung oder Schätzung in Bezug auf die 

Gesamtverfahrenszahlen möglich?  

Zahlen auf Gesamtverfahrensbasis sind im DAV nicht vorhanden und eine 

allgemeingültige Schätzung nur schwer möglich. Die Durchführung von 

Videoverhandlungen – und damit auch die Teilnahme daran – ist abhängig 

von der technischen Ausstattung des jeweils zuständigen Gerichts und von 

der Bereitschaft des jeweiligen Richters zur Durchführung von virtuellen 

Verhandlungen. Nach vorliegenden Erfahrungswerten kommen die Gerichte 
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ca. 15-20 % aller Anträge auf Durchführung einer mündlichen Verhandlung 

nach. Anregungen von Gerichten, nach § 128a ZPO zu verfahren, sind selten. 

Auch während der Pandemie tendieren Gerichte eher dazu, eine 

Entscheidung im schriftlichen Verfahren nach § 128 Abs. 2 ZPO anzuregen. 

Auch wenn Gerichte keine virtuelle Verhandlung durchführen, wird in ca. 50% 

der Fälle die Durchführung eines rein schriftlichen Verfahrens angeregt, in den 

verbleibenden Fällen wird das Verfahren mit Präsenzverhandlung geführt. 

Pandemiebedingt ergaben sich daraus zwangsläufig weitläufige 

Verzögerungen.   

 

b. Welche Verfahren (insbesondere auch Rechtsgebiete und 

Streitgegenstände) eignen sich besonders gut für eine Durchführung 

unter Zuschaltung von Verfahrensbeteiligten per Videotechnik, 

welche eher nicht?   

Eine Einteilung nach Rechtsgebieten ist aus Sicht des DAV eher schwierig. 

Eher lassen sich Unterschiede je nach Verfahrenstyp (mündliche 

Verhandlung, Beweisaufnahme), Anzahl der Beteiligten oder 

Streitgegenstand feststellen: 

 

 Grundsätzlich haben sich Videoverhandlungen vor allem in 

Massenverfahren wie z.B. Diesel bewährt, auch in ersten Terminen zur 

Erörterung der Sach- und Rechtslage (ohne Beweisaufnahme).  

 Mehrparteienverfahren mit einer Vielzahl an Prozessvertretern eignen sich 

idR nicht für virtuelle Verhandlungen; Gerichte machen hier deshalb 

allenfalls zurückhaltend Gebrauch von der Möglichkeit, 

Videoverhandlungen durchzuführen. 

 Die Erfahrungen bei Zeugen- oder Parteieinvernahmen sind sehr 

unterschiedlich. Teilweise sind die technischen Voraussetzungen nicht 

ideal, z.B., weil nicht alle im Bild sind bzw. nicht das gesamte Setting erfasst 

wird (siehe auch nachstehend lit. c.). Es gibt auch nicht wenige 

RichterInnen, die die Vernehmung von Zeugen im Wege der 

Videoverhandlung grundsätzlich ablehnen. 

 Bei Mitwirkung von Dolmetschern (v.a. in einer Beweisaufnahme) ist eine 
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Videoverhandlung eher ungeeignet.  

 

c. Gibt es Unterschiede bei der Nutzung von Videoverfahren im 

Verhältnis von Einzelrichterangelegenheiten zu Verfahren der 

Mehrpersonen-Spruchkörper?   

Wenn ja, können Gründe dafür ausgemacht werden?   

 Nach den Erfahrungen im DAV werden in Verfahren vor dem Einzelrichter 

häufiger Videoverhandlungen durchgeführt als bei Mehrpersonen-

Spruchkörpern. Bei Videoverhandlungen vor Mehrpersonen-

Spruchkörpern bestehen die größeren technische Schwierigkeiten, 

insbesondere gibt es in den Gerichtssälen idR nur eine Kamera (die dann 

alle Richter auf einmal und damit „weit entfernt“ aufnimmt) und nur ein 

zentrales Mikro, so dass teilweise die Audioqualität schlechter ist.  

 

d. Ist eine anteilige Schätzung möglich, in wie vielen Fällen Anträge zur 

Durchführung von Videoverhandlungen abgelehnt wurden und in 

wie vielen Fällen eine Anordnung nach § 128a ZPO durch das 

Gericht erfolgte?  

Videoverhandlungen finden nach den vorhandenen Erfahrungswerten weit 

überwiegend auf Antrag eines oder beider Anwälte statt; Anregungen des 

Gerichts nach § 128a ZPO sind über die Breite gesehen äußerst selten. 

Allerdings war in einzelnen Rechtsbereichen wie bspw. im Gewerblichen 

Rechtsschutzes doch sehr deutlich eine Tendenz der Gerichte zu 

verspüren, eher zu einer Videoverhandlung zu raten (bis hin zum BGH). 

 

2. Für welche Personenkreise oder Prozessbeteiligte eignet sich nach 

den gemachten Erfahrungen die Teilnahme über 

Videokonferenztechnik?   

a. Parteien – ja  

b. Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte - ja  

c. Zeugen und Sachverständige - schwieriger 
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d. Dolmetscherinnen und Dolmetscher - sehr schwierig 

e. Ausländische Beteiligte (z.B. Gericht oder Parteivertreter) bei der Ausführung von 

Rechtshilfeersuchen - hierzu liegen dem DAV keine Erfahrungswerte vor 

f. Ausländische Gerichte im Rahmen von Rechtshilfeersuchen durch unmittelbare 

Beweisaufnahme per Videokonferenztechnik - hierzu liegen keine 

Erfahrungswerte vor 

g. ggf. weitere    

 

3. Wie ist das geschätzte Verhältnis von auf Antrag der Parteien hin 

anberaumten Videoverhandlungen zu solchen, die initiativ durch das 

Gericht bestimmt werden?  

 

Ca. 80 % der Anträge auf Durchführung einer Videoverhandlung werden weiterhin 

abgelehnt. Die Ablehnungsquote ist bei den Oberlandesgerichten deutlich höher als 

bei den Landgerichten. Anteilige Schätzungen können hier aber nur schwer 

vorgenommen werden; es bleibt ein „bunt gemischtes Bild“. Einzelne Gerichte sind 

Vorreiter, teilweise auch abhängig von der vorhandenen technischen Ausstattung. 

 

4. Wie wird das Verhältnis eingeschätzt von den Verfahren, in denen auf 

eine Präsenzverhandlung zugunsten eines schriftlichen Verfahrens 

verzichtet wird, zu den Verfahren, in denen auf eine Präsenzteilnahme 

zugunsten einer Teilnahme per Videozuschaltung verzichtet wird? Und 

was sind die Gründe dafür?  

a. Es wird eher ins schriftliche Verfahren gewechselt als in die 

Videoverhandlung.  

b. Es wird eher in eine Videoverhandlung gewechselt als in ein schriftliches 

Verfahren. 

c. Verhandlungen werden gänzlich ausgesetzt oder verschoben, d.h. es findet weder 

eine Verhandlung im schriftlichen Verfahren noch per Videozuschaltung statt.   

 

In den Fällen, in denen das Gericht einen Antrag auf Durchführung einer 

Videoverhandlung abgelehnt hat, trifft nach Einschätzung des DAV 
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überwiegend Antwort c zu. Der Wechsel ins schriftliche Verfahren war 

jedenfalls nicht gängig, zumal dies auch der Zustimmung der Parteien bedarf 

und es – auch in einer Pandemie – sachliche Gründe gibt, warum eine Partei 

mit einem rein schriftlichen Verfahren nicht einverstanden sein muss.  

 

5. Welche Gründe stehen für ein Absehen von oder eine Ablehnung der 

Durchführung einer Videoverhandlung im Vordergrund (Gründe der 

technischen Ausstattung des Gerichts oder der Parteien, fehlende 

Eignung des Verfahrens oder andere)?  

Die Gründe, aus denen die Durchführung einer Videoverhandlung abgelehnt 

oder von ihr abgesehen wird, werden den Parteien in aller Regel nicht 

mitgeteilt.  Auf Nachfrage bei den Geschäftsstellen oder in der mündlichen 

Verhandlung werden idR technische Gründe angeführt oder fehlende 

technische Ausstattung respektive Kapazitätsgrenzen bei den Sitzungssälen 

mit der erforderlichen technischen Ausstattung (die dann zB am Sitzungstag 

nicht verfügbar waren).  

 

6. Wie sind die Erfahrungen der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte im  

      Umgang  

a. mit der Videokonferenztechnik?  

Der Einsatz einer großen Zahl unterschiedlicher Videokonferenzsysteme 

ist für Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte nicht besonders 

bedienerfreundlich. Auch wenn diese letztlich alle dieselben Funktionen 

haben, unterscheiden sich alle in der Bedienung.  

 

b. mit den Prozessbeteiligten bei Videoverhandlungen?  

Gut. Die Prozessbeteiligten sind idR sehr professionell. Üblicherweise ist 

es eine Selbstverständlichkeit, die anderen Beteiligten ausreden zu 

lassen; oftmals ist der Umgang hier sogar höflicher als im Gerichtssaal. 

 

c. mit etwaig auftauchenden technischen oder tatsächlichen Störungen?  
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Technische Störungen treten immer mal wieder auf, aber nicht in einer 

signifikanten Größenordnung. Tatsächliche Unterbrechungen sind 

hingegen selten bis nicht vorkommend. Zweckmäßig wäre, den 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten während der Verhandlung eine 

Telefondurchwahl zu dem die Verhandlung leitenden Richter zur 

Verfügung zu stellen, um diesen im Falle von Störungen hiervon 

unmittelbar informieren zu können. 

 

d. mit der Prozessleitung?   

Die Prozessleitung in der Videoverhandlung ist für die Richter idR 

anspruchsvoller. Sie funktioniert aber grundsätzlich gut. 

 

e. mit entsprechenden Rechtshilfeersuchen ausländischer Gerichte?   

N/A 

f. mit von deutschen Gerichten ins Ausland gestellten Ersuchen um 

Durchführung einer grenzüberschreitenden Beweisaufnahme per 

Videokonferenztechnik?   

N/A 

 

 

7. Wie sind die Erfahrungen mit dem Auftreten des Gerichts, der 

Parteien und der gegnerischen Rechtsanwältinnen und 

Rechtsanwälte? Ist es zu Schwierigkeiten gekommen, wenn ja, um 

welche Schwierigkeiten handelte es sich? Gab es Anlass zu 

sitzungspolizeilichen Maßnahmen?  

 

Die Erfahrungen sind sehr gut. Schwierigkeiten treten im selben Umfang 

auf, wie sie in Präsenzsitzungen auftreten können.  

 

8. Wie wird die Akzeptanz der Durchführung von Videoverhandlungen 

innerhalb der Richterschaft, bei der Anwaltschaft, bei Parteien und 
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ggf. weiteren Verfahrensbeteiligten eingeschätzt? Worauf kann sich 

diese Einschätzung stützen?  

 

Die Akzeptanz in der Anwaltschaft schätzt der DAV als sehr hoch ein, wenn 

sich das Verfahren grundsätzlich eignet (s. die Antwort zu 1b oben). Viele 

Kollegen begrüßen die Möglichkeit, gerade absehbar kurze 

Verhandlungstermine (zumal an entfernten Gerichtsstandorten) zeit- und 

kostensparend per Videoverhandlung durchführen zu können. Davon 

profitieren auch die Parteien, die bei Durchführung der Verhandlung per 

Videokonferenz häufiger die Gelegenheit zur Teilnahme nutzen. Auch 

weitere Verfahrensbeteiligte sind Videoverhandlungen gegenüber grds. 

aufgeschlossen, auch, nachdem in der Pandemie insgesamt 

Videokonferenzsysteme sehr häufig genutzt wurden (und noch werden). Die 

Akzeptanz von Videoverhandlungen in der Richterschaft wächst aus Sicht 

der Anwaltschaft nach anfänglicher Zurückhaltung zunehmend.  

 

9. Werden Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte im Einsatz mit der  

 Videokonferenztechnik unterwiesen?  

 

Wie hoch ist die grundsätzliche Bereitschaft zur Nutzung? Bestehen 

Unsicherheiten im Umgang mit der Technik oder mit Blick auf das 

Eintreten möglicher Verfahrensfehler? Lassen sich Vorbehalte 

gegenüber dem Einsatz von Videoverfahren feststellen? Wenn ja, 

welche und von wem?  

Es gibt meist keine offizielle Unterweisung im Einsatz mit der 

Videokonferenztechnik bzw. jedenfalls nicht von Gerichtsseite. In einzelnen 

Fällen wurde den Prozessbevollmächtigten vom Gericht angeboten, zu 

einem bestimmten Termin einige Tage vor der mündlichen Verhandlung 

einen Test vorzunehmen. Das beruhte offensichtlich auf der Initiative der/des 

zuständigen Richterin/Richters. Die Befassung mit der Technik erfolgt idR 

eigeninitiativ. Unsicherheiten im Umgang mit der Technik sind dennoch, 

zumal nach zunehmender Nutzung von Videokonferenzsystemen auch zur 
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sonstigen geschäftlichen Kommunikation, eher selten bzw. in der konkreten 

Situation lösbar.  

Die grundsätzliche Bereitschaft zur Nutzung von Videokonferenztechnik ist 

in der Anwaltschaft groß. Es bestehen aber teilweise Vorbehalte zur Nutzung 

in konkreten Prozesssituationen, z.B. bei Zeugenvernehmungen oder 

Parteieinvernahmen, da die Glaubwürdigkeitsprüfung- und -einschätzung 

durch die jetzige Nutzung der Videokonferenztechnik nicht in der gleichen 

Form möglich ist, wie bei klassischen Verfahren. Auch fehlt manchmal bei 

Videoverhandlungen die „Dynamik“, d.h. der Zeuge/die Partei hat mehr Zeit 

(oder kann sich mehr Zeit verschaffen), auf vielleicht unbequeme Fragen zu 

reagieren.  

 

10. Sind die rechtlichen Möglichkeiten zur Durchführung von 

Videoverhandlungen auskömmlich, um die Präsenz in den Gerichten 

bei Aufrechterhaltung des Regelbetriebs unter 

Infektionsschutzgesichtspunkten hinreichend zu reduzieren?  

 

Grundsätzlich ja. Die Möglichkeit der Anordnung von Videoverhandlungen 

gegen den Willen der übrigen Prozessbeteiligten wird abgelehnt. 

 

11.    Werden bei Videoverhandlungen Einschränkungen in der 

Beweiserhebung wahrgenommen? Wenn ja, welche? Gibt es 

Besonderheiten im Rahmen der grenzüberschreitenden 

Rechtshilfe?   

 

S. Frage 9: Einschränkungen werden bei Zeugenvernehmungen 

wahrgenommen, insbesondere was den persönlichen Eindruck von Zeugen 

angeht. Allerdings dürften die Einschränkungen u.a. abhängig von der 

Bildeinstellung / der Größe des Bildausschnitts sein. Unter Umständen lässt 

sich die Mimik in einer Videokonferenz sogar besser wahrnehmen.  
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12. Welche Vor- und Nachteile lassen sich bei der Durchführung von  

  Videoverhandlungen gegenüber dem Wechsel ins schriftliche  

  Verfahren nach § 128 Absatz 2 ZPO feststellen?  

 

 Unbestreitbarer Vorteil der Videoverhandlung ist, dass die Parteien auf diese 

Weise die Möglichkeit erhalten, ihren Standpunkt dem Gericht gegenüber in 

einer mündlichen Verhandlung zu verdeutlichen. Die Grundsätze der 

Mündlichkeit und der Unmittelbarkeit geben jeder Partei die Gelegenheit zur 

Erörterung des Prozessstoffes, zur Erläuterung und Vertiefung ihres 

Standpunkts unmittelbar vor dem erkennenden Gericht. Die 

Tatsachenfeststellung beruht im deutschen Zivilprozessrecht nicht auf 

starren Beweisregeln. Die Überzeugungsbildung des Gerichts wird vom 

Grundsatz der freien Beweiswürdigung (§ 286 ZPO) beherrscht. Es ist daher 

wesentlich, dass die Parteien die Möglichkeit haben, im Wege der 

unmittelbaren Interaktion mit dem Richter auf dessen Überzeugungsbildung 

einzuwirken und zu kontrollieren, ob er das Vorbringen zutreffend erfasst hat, 

erforderlichenfalls Argumente „nachzuschärfen“ und das weitere 

Prozessverhalten an dem Ergebnis dieser Interaktion ausrichten zu können. 

Ein rein schriftliches bzw. elektronisches Verfahren gewährt zwar rechtliches 

Gehör, bietet den Parteien im Vergleich zur mündlichen Erörterung des 

Prozessstoffes unmittelbar vor dem erkennenden Gericht aber nur eine 

eingeschränkte Möglichkeit, ihren Standpunkt darzulegen. Der Grundsatz 

der Mündlichkeit stellt somit eine besondere Ausprägung der Gewährung 

des das Rechtsstaatsprinzip kennzeichnenden Anspruchs auf rechtliches 

Gehör (Artikel 103 Abs. 1 GG) dar. 

 

13. Wie werden die Einsatzmöglichkeiten von Videoverhandlungen  

  allgemein beurteilt? In welchen Bereichen gibt es Verbesserungs- und  

  Anpassungsbedarf? Sonstige Erfahrungen, Anmerkungen?   

 

Verbesserungsbedarf besteht jedenfalls, was die technische Ausstattung der 

Gerichte angeht. Das gilt sowohl für die Anzahl der Videokonferenzanlagen 

an sich als auch für die Ausstattung mit Mikrofonen und Kameras, um eine 
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hinreichende visuelle und akustische Übertragung sicherzustellen. Das gilt 

insbesondere bei zwar selten, aber durchaus stattfindenden Hybrid-

Verhandlungen, bei denen einzelne Prozessteilnehmer im Sitzungssaal an 

der Verhandlung teilnehmen und andere per Videokonferenz. Auch in 

solchen Sondersituationen gilt es, sicherzustellen, dass alle Teilnehmer 

einander hören / verstehen und auch sehen können.  

 

14. Welche Erfahrungen gibt es im Umgang mit Säumnis?   

 

Fälle von echter Säumnis werden eher rarer, teilweise konnte man eine „Flucht in 

das technische Problem“ beobachten. Dies ist jedoch eher die Ausnahme.  

 

15. Bestehen regelmäßig Probleme oder Situationen, die die 

V ertagungsnotwendigkeit wegen technischer Probleme begründen?  

 

Nach den im DAV vorhandenen Erfahrungen halten sich die technischen 

Probleme in engen Grenzen bzw. sind jedenfalls in vertretbarer Zeit lösbar, 

sodass eine Vertagung idR nicht notwendig ist.  

 

Teil II: Ermittlung etwaig bestehenden gesetzgeberischen  

Handlungsbedarfs 

 

Im Folgenden werden die aktuell in der Fachöffentlichkeit diskutierten 

Möglichkeiten einer Änderung bzw. Erweiterung der Regelungen zur 

Durchführung von Gerichtsverhandlungen im Wege der Videokonferenz und 

zur Herstellung der Öffentlichkeit dargestellt. Die erbetene Stellungnahme zu 

den einzelnen Regelungsoptionen sollte unter anderem danach differenzieren, 

ob eine pandemische Situation vorliegt oder nicht.    

 

1. Anpassung der Voraussetzungen zur Anordnung von 

Videoverhandlungen durch das Gericht?    
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Es könnte erwogen werden, die Durchführung von Videoverhandlungen durch 

eine Anpassung der Regelungen zu den Voraussetzungen der Anordnung 

von Amts wegen zu erleichtern und zu fördern (ggf. nur für den Fall einer 

epidemischen Lage).  

 

a. Sollte die „Kann-Regelung“ in § 128a Absatz 1 Satz 1 und 

Absatz 2 Satz 1 ZPO durch eine „Soll-Vorschrift“ ersetzt 

werden? Eine solche Regelung war aufgrund der pandemischen 

Situation befristet bis zum 31.12.2020 für arbeitsgerichtliche und 

sozialgerichtliche Verfahren in § 114 Abs. 3 ArbGG und § 211 

Absatz 3 SGG getroffen worden.   

 

Eine „Soll-Regelung“ scheint perspektivisch für die Anordnung nach § 

128a Abs. 1 S. 1 ZPO durchaus erwägenswert, derzeit aber aufgrund 

der nach wie vor ausbaufähigen technischen Ausstattung der Gerichte 

nicht umsetzbar / praktikabel.  

Eine „Soll-Regelung“ für die Anordnung nach § 128a Abs. 2 S. 1 ZPO 

begegnet demgegenüber Bedenken bzw. wäre dann differenziert 

nach Situation und Art der Verfahrensbeteiligten vorzusehen (s. c).  

Die Möglichkeit der Vernehmung einer Person im Wege der Bild- und 

Tonübertragung sollte – auch im Falle der Durchführung einer 

virtuellen mündlichen Verhandlung – die Zustimmung beider Parteien 

und der zu vernehmenden Person voraussetzen. Das Recht der 

Parteien, der zu vernehmenden Person unmittelbar 

gegenüberzutreten, darf nicht eingeschränkt werden. Denn für die 

Würdigung der Aussage der zu vernehmenden Person ist der 

persönliche Eindruck, der auch durch die Umstände der Vernehmung 

bestimmt wird, entscheidend. Für die Würdigung ist wesentlich, ob die 

zu vernehmenden Person ihre Angaben frei und selbstsicher vorträgt 

oder z.B. in der Körpersprache Unsicherheiten zeigt, die aufgrund der 

Unzulänglichkeiten der Übertragungstechnik nicht oder nur 

eingeschränkt wahrgenommen werden können. Auch mag die 
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Hemmschwelle, die Unwahrheit zu sagen, bei fehlendem direkten 

Blickkontakt mit den übrigen Prozessbeteiligten herabgesetzt sein. 

 

b. Wie wird seitens der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte 

generell die Ermessensausübung durch die Gerichte im 

Rahmen des § 128a Absatz 1 und 2 ZPO wahrgenommen und 

bewertet?  

 

Die Gründe, aus denen die Durchführung einer Videoverhandlung 

abgelehnt oder von ihr abgesehen wird, werden den Parteien in aller 

Regel nicht mitgeteilt, s. Frage I.5. Dementsprechend ist eine 

Bewertung hier schwer möglich. 

 

c. Sollten anderweitige Regelungen zur Ermessensausübung für 

das Gericht getroffen werden?  

Denkbar wäre bspw. eine Differenzierung nach der Art der 

Verfahrensbeteiligten und der Situation, die eine Ablehnung der 

Verhandlung im Wege der Videoverhandlung rechtfertigen kann. 

Über die derzeitige Ermessensregelung bei der „Kann-Regelung“ 

finden die im jeweiligen Einzelfall für oder gegen eine Anordnung 

sprechenden Kriterien in angemessener Weise Berücksichtigung. 

Zentral sollte bei der Ermessensentscheidung jedenfalls bleiben, dass 

die Parteien Herren des Verfahrens sind. Technische 

Kapazitätsgrenzen bzw. Ausstattung auf Seiten des Gerichts sollten 

kein Ablehnungsgrund mehr sein. 

Sollte die „Kann-Regelung“ in eine „Soll-Regelung“ geändert werden, 

empfiehlt sich allerdings ggfs. eine Vorgabe differenzierter Kriterien 

für die Entscheidung.  

 

d. Sollte die Entscheidung rechtsmittelfähig ausgestaltet werden?   

 

Rechtsmittel gegen die Entscheidung über einen Antrag auf 

Durchführung der mündlichen Verhandlung im Wege der Bild- und 
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Tonübertragung hält der DAV nicht für angezeigt, da die prozessualen 

Rechte unzweifelhaft auch bei der Teilnahme an der mündlichen 

Verhandlung in Präsenz gewährleistet sind. Das setzt allerdings auch 

voraus, dass das Recht zur Präsenz nicht angetastet wird. Insofern ist 

auch zu berücksichtigen, dass mit einem Rechtsmittel üblicherweise 

eine erhebliche Verzögerung des Verfahrens einhergeht.  

 

e. Sonstiges?  
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2. Video-Teilnahme an einer mündlichen Verhandlung auch für 

ehrenamtliche Richterinnen und Richter? 

 

Es könnte erwogen werden, die Durchführung von Videoverhandlungen zu 

erleichtern und zu fördern sowie den Regelbetrieb der Gerichte unter 

Gewährleistung größtmöglichen Infektionsschutzes sicherzustellen. Dafür 

könnte die Anzahl der körperlich anwesenden Personen innerhalb 

geschlossener Räumlichkeiten und deren Anreise zum Gericht zur 

Verringerung der Infektionsrisiken zum Zweck der Vermeidung von 

Verfahrensausfällen und Quarantänefällen reduziert werden. § 128a ZPO 

könnte zu diesem Zweck dergestalt erweitert werden, dass eine 

Videoteilnahme auch für ehrenamtliche Richterinnen und Richter (betrifft 

Handelsrichterinnen und Handelsrichter nach § 105 GVG) ermöglicht wird. 

Eine solche Erweiterung war pandemiebedingt für das arbeits- und 

sozialgerichtliche Verfahren befristet bis zum 31.12.2020 bereits vorgesehen 

(§ 114 ArbGG und § 211 SGG).  

 

a. Sollten auch ehrenamtliche Richterinnen und Richter per 

Videotechnik an einer Verhandlung teilnehmen können?  

 

b. Sollte dies nur aus Infektionsschutzgründen (ggf. bei Personen aus 

Risikogruppen oder angeordneter Quarantäne) oder auch generell 

zur allgemeinen Förderung von Videoverhandlungen möglich sein?   

 

Ad a + b: Der DAV steht der Öffnung der Videoverhandlung auch für 

ehrenamtliche Richter in Zivilsachen grundsätzlich offen gegenüber. Er 

sieht keinen Grund, diese Möglichkeit nur bei Infektionsgefahren zu 

eröffnen. Dennoch ist es problematisch, wenn der Spruchkörper nicht 

gemeinsam in einem Raum sitzt (s. dazu auch unten). Das gilt auch für 

ehrenamtliche Richter. 

 

c. Welche praktischen Probleme können aus Ihrer Sicht entstehen?   
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Interaktionen innerhalb des Spruchkörpers können sicherlich in Präsenz 

einfacher stattfinden.  

 

3. Video-Teilnahme an einer mündlichen Verhandlung auch für 

Berufsrichterinnen und Berufsrichter (außer Vorsitzende Richterinnen 

und Richter)?  

 

Es könnte erwogen werden, die Durchführung von Videoverhandlungen zu 

erleichtern und zu fördern sowie den Regelbetrieb der Gerichte unter 

Gewährleistung größtmöglichen Infektionsschutzes sicherzustellen. Dafür könnte 

die Anzahl der körperlich anwesenden Personen innerhalb geschlossener 

Räumlichkeiten und deren Anreise zum Gericht zur Verringerung der 

Infektionsrisiken zum Zweck der Vermeidung von Verfahrensausfällen und 

Quarantänefällen reduziert werden. § 128a ZPO könnte dergestalt erweitert 

werden, dass neben ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern auch 

Berufsrichterinnen und Berufsrichter die Verhandlung per Videotechnik 

durchführen können.  

 

a. Sollten neben ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern auch 

Berufsrichterinnen und Berufsrichter per Videotechnik zu einer 

Verhandlung zugeschaltet werden können, sodass nur 

Vorsitzende Richterinnen und Richter zwingend im Gericht 

körperlich anwesend sein müssten?   

b. Sollte dies nur aus Infektionsschutzgründen (ggf. bei Personen 

aus Risikogruppen oder angeordneter Quarantäne) oder auch 

generell zur allgemeinen Förderung von Videoverhandlungen 

möglich sein? 

c. Welche praktischen Probleme können aus Ihrer Sicht entstehen?   

 

4. Video-Teilnahme an einer mündlichen Verhandlung für alle?  
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Es könnte erwogen werden, die Durchführung von Videoverhandlungen zu 

erleichtern und zu fördern sowie den Regelbetrieb der Gerichte unter 

Gewährleistung größtmöglichen Infektionsschutzes sicherzustellen. Dafür 

könnte die Anzahl der körperlich anwesenden Personen innerhalb 

geschlossener Räumlichkeiten und deren Anreise zum Gericht zur 

Verringerung der Infektionsrisiken zum Zweck der Vermeidung von 

Verfahrensausfällen und Quarantänefällen reduziert bzw. die körperliche 

Anwesenheit vollständig durch Videopräsenz ersetzt werden. 

Alle Verfahrensbeteiligten, einschl. des gesamten Spruchkörpers könnten per 

Video zugeschaltet werden („vollvirtuelle Verhandlung“). Das Gericht darf sich 

während der mündlichen Verhandlung an einem „anderen Ort“ aufhalten und 

die Verhandlung von dort leiten. Öffentlichkeit: Übertragung der Verhandlung 

in einen Raum im Gerichtsgebäude. 

 

a. Sollten neben ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern auch alle 

Berufsrichterinnen und Berufsrichter, einschließlich der Vorsitzenden 

Richterinnen und Richter per Videotechnik zu einer Verhandlung 

zugeschaltet werden können?  

 

Der DAV hält es für sehr problematisch, wenn sich das Gericht nicht im 

Gerichtssaal befindet. Dies steht in Konflikt mit dem Grundsatz der 

Öffentlichkeit. Außerdem ist die Kommunikation der Richter untereinander 

während der Verhandlung von großer Wichtigkeit. Das sollte nicht 

preisgegeben werden. Jedenfalls sollte es zumindest nicht für die 

Vorsitzenden zugelassen werden. Auch die Öffentlichkeit muss die 

Möglichkeit haben, den Richter im Gericht persönlich sehen und erleben 

zu können.  

 

Erfahrungen aus der Schiedsgerichtsbarkeit zeigen zwar, dass eine rein 

virtuelle Verhandlung durchaus möglich ist, dass aber Schiedsgerichte 

tendenziell auch eher gemeinsam an einem Ort sind (und die übrigen 

Beteiligten per Videokonferenz zugeschaltet werden).  
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Die Durchführung einer rein virtuellen mündlichen Verhandlung berührt die 

Verfahrensgrundsätze der Mündlichkeit (§ 128 Abs. 1) und der 

Öffentlichkeit (Art. 6 Abs. 1 EMRK, § 169 Abs. 1 S. 1 GVG). An diesen 

wesentlichen Verfahrensgrundsätzen sollte auch im digitalisierten 

Zivilprozess grundsätzlich festgehalten werden (siehe hierzu Initiativ-

Stellungnahme 57/2020 des DAV zum Ausbau, Stärkung und 

Verbesserung der Online-Verhandlungen nach § 128a ZPO, Seite 5ff.). 

Das Recht der Parteien, in Anwesenheit des Richters unmittelbar an der 

mündlichen Verhandlung teilzunehmen, darf nicht beschränkt werden. 

Daran sollte festgehalten werden. Aus Sicht des DAV muss in jedem Fall 

das Recht der Parteien, in Anwesenheit des Gerichts unmittelbar an der 

mündlichen Verhandlung teilzunehmen, gewährt werden. Eine „Teilnahme 

vor Ort“ muss daher möglich sein. Daraus folgt, dass eine rein virtuelle 

Verhandlung jedenfalls nur mit Zustimmung der Parteien, nicht aber gegen 

ihren Willen angeordnet werden darf.  

 

b. Sollte dies nur aus Infektionsschutzgründen (ggf. bei Personen aus 

Risikogruppen oder angeordneter Quarantäne) oder auch generell 

zur allgemeinen Förderung von Videoverhandlungen möglich sein?  

 

Auch hier besteht aus Sicht des DAV keine Notwendigkeit zur 

Differenzierung.  

 

c. Welche praktischen Probleme können aus Ihrer Sicht entstehen?  

Bei einer rein virtuellen Verhandlung haben die Prozessbeteiligten keine 

Möglichkeit, sich kurzfristig doch für eine Teilnahme vor Ort zu entscheiden. 

 

5. Herstellung der Öffentlichkeit auch durch Übertragung der 

Videoverhandlung in einen Nebenraum?  

 

Mit dem Ziel der Gewährleistung der Öffentlichkeit i.S.v. § 169 Abs. 1 GVG auch 

unter Einhaltung des Abstandsgebots bei einer epidemischen Lage und mehr 

räumlicher Flexibilität auch außerhalb einer pandemischen Lage könnte eine 
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Möglichkeit geschaffen werden, die vollständige Videoverhandlung für die 

Öffentlichkeit zusätzlich zur Übertragung in den Sitzungssaal in einen 

weiteren Raum innerhalb (oder ggf. sogar außerhalb) des Gerichts über 

Monitore und Lautsprecher zu übertragen. Alle Beteiligten inklusive 

Richterinnen und Richter wären sichtbar und hörbar. 

Eine Veränderung der Modalitäten zur Durchführung von 

Videoverhandlungen unter Zuschaltung von Verfahrensbeteiligten wäre dafür 

nicht erforderlich, sie könnten – abgesehen von der Übertragung in einen 

anderen Raum – unverändert bleiben.  

 

a. Sollte die Übertragung einer Videozuschaltung von 

Verfahrensbeteiligten mit der übrigen Videoverhandlung für die 

Öffentlichkeit auch in einen anderen Saal im Gericht als den 

Sitzungssaal möglich sein?  

 

Zur Wahrung des Grundsatzes der Öffentlichkeit und zur Umsetzung 

sitzungspolizeilicher Maßnahmen sollte auch im Falle der Videoübertragung 

die mündliche Verhandlung jedenfalls am Gerichtsort stattfinden. Dies kann 

auch ein anderer Saal als der Sitzungssaal sein. 

b. Sollte auch der Verkündungstermin im Wege der Videokonferenz in 

einen anderen Raum übertragen werden können?   

Aus Sicht des DAV sprechen keine Gründe gegen die Übertragung des 

Verkündungstermins in einen anderen Raum.  

 

6. Gewährleistung digitaler Gerichtsöffentlichkeit zusätzlich oder 

alternativ zur Präsenzöffentlichkeit durch Online-Übertragung, die 

bestimmten Voraussetzungen unterliegt?  

 

Bspw. könnten interessierte Personen auf Antrag beim Gericht einen Zugang 

zum „Online-Gerichtssaal“ erhalten. Darüber hinaus könnte der Ausschluss 
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der Online-Öffentlichkeit bei Vorliegen vorrangiger schutzwürdiger Interessen 

auf Antrag oder von Amts wegen erfolgen.  

a. Sollte die Videoverhandlung auch online übertragen werden 

können? Bspw. auf einer Gerichtsplattform mit beschränktem und 

zeitlich befristeten Zugang?   

b. Welche Modalitäten und Voraussetzungen sollten für eine Online-

Übertragung gelten?   

c. Sollte auch ein Verkündungstermin im Wege der Videokonferenz 

durchgeführt werden können?   

 

Ad a – c: Der DAV hat Bedenken gegen einen öffentlich unbeschränkt 

zugänglichen „Livestream“ aus dem Gerichtssaal, nicht aber gegen eine 

Online-Übertragung mit Einschränkungen, z.B. durch Zuweisung 

beschränkter Zugangsdaten und/oder Anmeldeerfordernisse. Aufnahme 

und Verbreitung der Ausstrahlung der mündlichen Verhandlung durch 

Dritte sollten, soweit technisch möglich, ausgeschlossen und im Übrigen 

sanktionsbewehrt verboten werden.  

 

Teil III: Einsatz von Videotechnik im Rahmen 

der internationalen Rechtshilfe 

 

1. Die Verordnung zur Durchsetzung geringfügiger Forderungen sieht in 

Art. 8 die Möglichkeit einer grenzüberschreitenden Verhandlung vor. 

Sollte diese Möglichkeit per Video zu verhandeln auch in anderen 

Verordnungen vorgesehen werden bzw. sollten entsprechende neue 

Regelungen auf europäischer Ebene geschaffen werden? Und wenn ja, 

unter welchen Voraussetzungen?  

 

N/A 

 

2. Ausländische Gerichte fragen im Rahmen der (mittelbaren und 

unmittelbaren) grenzüberschreitenden Beweisaufnahme per Video 
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immer wieder an, ob eine Aufzeichnung zulässig ist. Sollte im 

Rahmen von eingehenden Rechtshilfeersuchen eine entsprechende 

Aufzeichnungsmöglichkeit ausdrücklich vorgesehen werden? Und 

wenn ja, unter welchen Voraussetzungen?   

 

N/A 

 

Sonstiges:   

Bestehen aus Ihrer Sicht gemessen an der jetzigen Rechtslage sonstige 

Punkte, die angesprochen werden sollten bzw. bei einer Änderung der 

entsprechenden Regelungen berücksichtigt werden sollen?   

 

N/A 


